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Von dies» Zeit¬
schrift erscheinen
wöchentlich zwei
Nummern, jede
z» mindesten«

V, Bogen.

Preis des Jahr«
gangs 2 Ntljlr.
Courant ; mit
Porto , soweit die
Großh . Oldcnb.
Posten gehen,
2 Rthlr . 24 gr.

Courant.

t a - t « ir - Land.

Sechster Jahrgang.

Sonnabend, 23. September. 1848 . SS.

Aus einem Privatbriefe.

Frankfurt, Sept. 17. 1848.
— Drei Tage hatte der Kampf gedauert; gestern

wollte man nicht länger vertagen, und so geschah es,
daß die Sitzung 11 Stunden unterbrochen anhielt.
Aber nichtsdestowenigerkonnte Keiner bis zum letzten
Augenblick der Abstimmung mit einiger Gewißheit
sagen, wie die Sache ausfallen werde. Denn so
überzeugend und klar, nach meinem gewissenhaften
Dafürhalten, die wahre Lage der Dinge besonders in
den Reden von Jordan aus Berlin und v. Nincke,
der meisterhaft und mit ritterlich- offenem Bister ge¬
sprochen hat, so wie auch in der skelettirenden Aus¬
einandersetzung von Blömer zu Tage gelegt worden
war, und so gewichtig es auch scheinen konnte, daß
der alte Arndt aus der Majorität zur Minorität des
Ausschusses übertrat und letztere dadurch zur Majo¬
rität machte, so konnte man sich auf den moralischen
Einfluß doch nicht so wie sonst wohl verlassen, weis
die ganze linke Seite (das linke Centrum miteinbe¬
griffen) die Verwerfung zur Partcifrage erhoben und
dadurch ihre Mitglieder gebunden  hatte. Daher
kam cs auch, daß dieß Mal von der linken Seite
auch kein einziger Verbesserungsantrag erfolgte: man
wollte entschlossen den äußersten Antrag des Majori-
tärSgutachtcns. Dieser die Stimmen fesselnden Taktik
der Linken gegenüber, beobachtete nun die andere
Seite eben so entschlossen die Taktik, die beiden er¬
sten Sätze jenes Gutachtens, weil sie durch die Mo-

tivirung logisch Eins geworden, nicht getrennt zur
Abstimmung kommen zu lassen, und da hicfür trotz
aller Anstrengungen der Linken bei einer zweimaligen
Abstimmungdie Majorität gewonnen wurde, da ferner
auch der durchaus ungehörige Kunstgriff, mit dem
Wurm als Berichterstatter  den zweiten Satz
fallen lassen wollte, nichts verfing(mehrere Mitglie¬
der des Ausschusseshatten nicht einmal ihre Zustim¬
mung dazu gegeben) , so sah sich zuletzt die Linke in
ihr eigenes Netz verstrickt, lind mögen um dieses
Umstandes willen denn wohl auch einige Stimmen,
die sich des Stimmens ganz enthielten(das ist in
solchen Fällen nach den Statuten gestattet) verloren
gegangen sein. Allein auch abgesehen hiervon, würde
dennoch die Mehrheit, wie schon die Abstimmung über
die Trennung ergab, nicht anders ausgefallen sein;
denn das war der Mehrheit jedenfalls einleuchtend
geworden, daß der Wurm'sche Bericht geradezu nichts
weiter, als eine einseitige Partei schrist  war.
Nicht der eigentliche von Deutschland klar bczeichnete
Zweck des Krieges wurde festgehaltcn, sondern es
wurde der ganze spätere Fortgang der revolutionären
Bewegung(deren Errungenschafteil allerdings beim
definitiven Friedensschlüssemit in die Wagschale zu
legen sein werden) , schon jetzt auch dem Auslände
gegenüber als Ausgangspunkt genommen, der mög¬
liche und wahrscheinlicheErfolg einer Verwerfung
aber fast gar nicht beachtet. - -

-Dabei bemerke ich in Bezug auf die Hand¬
lungsweise Preußens gegen das Neichsministerium
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noch einen Umstand , der merkwürdiger Weise in der
ganzen Debatte nicht angezogen ist , der mir aber
schlagend zu sein scheint , nämlich daß die sür Preußen
ausgestellte Vollmacht ihrem ganzen Inhalte nach
niemals darauf berechnet sein konnte , vorgezeigt
zu werden ; denn die Vollmacht enthielt zugleich ja
eine Instruction für Preußen , die es ja doch unmög¬
lich , wenn es sich nicht von vorn herein etwaige
vortheilhafte Bedingungen abschneiden wollte , an
Dänemark übergeben konnte . Daraus folgt denn
aber um so mehr , daß das Reichsministerium damit
einverstanden war , wenn Preußen selbstständig für
sich handelte.

Wir müssen nun erleben , wie sich jetzt allmählich,
nachdem einmal die Nationalversammlung eine be¬
stimmte Entscheidung gefaßt , das Urtheil des Ge-
sammtvolkes verhält und berichtigt oder verwirft.
Wahrscheinlich , daß es nicht ohne Stürme vorüber¬
geht ; denn wie die Nationalversammlung selbst in
sich gespalten und geschieden war , so kann auch viel¬
leicht dieselbe Spaltung in der Nation sich aufthun
und weiter greifen , — ja es kann sich Heraus¬
stellen , daß die jetzige Nationalversamm¬
lung überall gar nicht im Stande ist , das
ihr übertragene Werk zu vollenden . Dann
liegt aber die Schuld nicht an ihr , sondern
daran , daß die Revolution in Deutschland
zuvor noch erst gründlich weiter arbeiten
muß . Ehe dies nicht geschehen , kann die Nat . Vers,
ihre Mission — dieselbe war den republikanischen
Umwälzungsgelüsten entgegengesetzt — unmöglich da¬
hin umkehren , daß sie sich selber an die Spitze einer
neuen  Revolution stellt . Das will aber die Linke
allerdings , und niemals ist man auf der Tribüne so
deutlich damit hcrvorgetreten , als bei dieser Gelegen¬
heit . Die Linke war freilich unfähig , ein Ministe¬
rium zu Stande zu bringen , aber vielleicht eben
daher arbeitet sie auf einen „Konvent " los , den
Vogt auch schon ausdrücklich angepriescn hat . Selbst
Schodcr hat cö bereits stark mit den Massen zu thun.
— Die Linke sucht in aller Weise das eigentliche
Verfassungswerk hinauszuschieben ; sie will durch „ Frei¬
heit zur Einheit " , aber im Hintergründe dieser Frei¬
heit schlummert die Freiheit von den bisherigen
Staatsfonnen . Die einzelnen Völkerstämme sollen
sich erst Alles vom Leibe schütteln , und vermöge der

Republik glaubt man dann die Einheit erreichen zu
können . Möglich ist cs allerdings , daß die National-
Versammlung , wenn sie nicht auseinandcrfällt , auch
in der That allmählig sich zu einem Konvente um¬
schmilzt : denn die Trennung in den verschiedenen
Fractionen zeigt allerdings einen Fortgang zur Lin¬
ken an.

Landtagsverhandlungen.

Den 19 . September.

Zuvörderst ward regierungsseitig ein Antwort¬
schreiben des Ministeriums mitgetheilt in Betreff der
Beschlüsse der Versammlung zu den Art . 1 — LI.
Hinsichtlich der Agnatenfrage wurden , da die Suc-
cessionsverhältnisse als gegeben vorauszusetzen seien
und die Regierungsfolge nicht erst einer Vereinbarung
unterworfen werden könne , unter näherer Auseinan¬
dersetzung den Ständen die Bedenken dargelegt , die
S . K . H . in Ihrem Gewissen verpflichten , den in
Frage stehenden Anträgen nicht ohne die übcrwiegen-
sten Gründe Ihre Zustimmung zu ertheilen , weöhalb
eine schlüssige Erklärung cinstwellcn noch ausgesetzt
wurde.

Wegen der Grenzverhältnisse des Art . 3 . wurde
eine verbesserte Fassung vorgeschlagen.

Zum Art . 4 . lassen wir die Erklärung der Re¬
gierung , welche damit zugleich ihr politisches Glau-
bensbekenntniß abgegeben hat , hier wörtlich folgen:

//Insofern die Versammlung für überflüssig erach¬
tet , in dem Ausdrucke „ kvnstituzivnell - monarchisch"
das Pcincip der Regierungsfvrm zu bezeichnen , fin¬
det die Staatöregierung gegen das Wegfällen des
Art . 4 . nichts zu erinnern . Sie glaubt indeß auch
bei dieser Gelegenheit aussprechen zu müssen , wie sie
von der Ueberzeugung durchdrungen ist , daß gegen¬
über den Bewegungen der Zeit nur aus der konsti-
tuzionell - monarchischen Staatsform jene Regierung
hervorgehn kann , die den Freiheiten des Volks wie
der allgemeinen Ordnung und Sicherheit die Zukunft
verbürgt . An dieser Ueberzeugung wird die Staats¬
regierung um so mehr festhalten , als die Abgeordne¬
ten auf den Grund des Gesetzes vom 26 . Juni d. I.
vom Volke gewählt und berufen sind , „ im Wege des
Vertrags die Staatsverfaffung des Großherzogthums
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zu vereinbaren , wie sie einer konstituzionell -monarchi-
schen Regierungsform entspricht " .

Wir hegen die Ueberzeugung , daß die große Mehr¬
zahl der politisch Einsichtigen im Lande mit dieser
Erklärung im vollkommensten Einverständnisse sich
befindet . So wenig wir eine offene oder versteckte
Republik wollen , so gewiß wollen wir eine wahre
und kräftige konstituzionelle Monarchie.

Gegen die übrigen Beschlüsse hatte die Regierung
nichts zu erinnern.

Was die weiteren Verhandlungen anlangt , so
haben wir heute »ach der ausgesprochenen Ucberzeu-
gung Vieler eine höchst langweilige Sitzung gehabt.
Gegenstand der Debatte war der Staatsdienst mit
seinem geheimen Berichtswesen und seiner Anstellung
auf Kündigung und seinen hohen Gehalten . Dabei
war viel Popularität zu gewinnen , wenn die Sache
blvs mit allgemeinen Redensarten behandelt wurde;
es gehörte aber viel Sachkennlniß und nähere Ein¬
sicht in den Organismus des Staatsdienstes >dazu,
um ein richtiges Urtheil zu fällen und verständige
Vorschläge zu machen.

Aufruf an alle Deutschen Brüder.

Als das deutsche Volk vor wenigen Monaten die
Fesseln seiner Knechtschaft brach , da erkannte es mit
sicherm Gefühle , daß die plötzlich errungene Freiheit,
wenn sie festgestellt und für alle Folgezeit gesichert
werden sollte , einer großen und starken Garantie
bedürfe , einer bessern , als sic jemals im Deutschen
Lande gewesen ist. Die Gründung eineö großen,
freien , volksthümlichen Bundesstaates erschien allen,
denen die Freiheit und die Ehre des Vaterlandes am
Herzen lag , als die Grundbedingung einer besseren
und schöneren Zukunft des Vaterlandes . Und dcß-
halb war das Deutsche Parlament das Zauberwort,
welches die entfesselten Mächte der Revolution in
friedliche Bahne » lenkte . Das Deutsche Volk hat seine
Vertreter hingesandt und sie mit seiner Machtfülle be¬
kleidet , damit das Werk , welches nur durch Ströme
Blutes erreichbar schien, in Frieden und Versöhnung
sich vollende . Aber je größer die Hoffnungen waren,
womit die Blicke des Deutschen Volkes sich nach
Frankfurt wandten , desto bitterer mußte der Schmerz
sein , das große , hoffnungsreiche Unternehmen schon

in seinem Beginne untergraben und vereitelt zu sehen.
Eine engherzige und reaktionäre Politik wagt es seit
Monden schon , das Werk zu stören , welches die
Hoffnungen der Guten erfüllen und die Plane der
Schlechten für ewig vernichten soll . Frecher und
frecher erhebt die Reaction ihr Haupt ; ohne Scheu
wagt man cs nun schon , der höchsten Gewalt des
Reiches nicht zu gehorchen , und der Schimpf , den
eine falsche und eigensüchtige Diplomatie jetzt vor der
ganzen Welt dem Deutschen Reiche bereitet hat , mag
uns ein Zeichen sein , wohin es bereits mit uns ge¬
kommen ist.

Jetzt ist cs die Pflicht jedes Deutschen Mannes,
für die Ehre seines Vaterlandes und für die Lebens¬
frage einer freien Zukunft mit Gut und Leben einzu¬
stehen . Eine nationale Bewegung muß sich bilden
und die Hand sich reichen vom Belt bis zu den Al¬
pen . Sie wird — das hoffen , das wissen wir —
das ganze Volk ergreifen , weß Glaubens und Zei¬
chens cs auch sei. Mit der unwiderstehlichen Ge¬
walt einer friedlichen , aber Alles umfassenden Agita¬
tion wird sie die Feinde des freien und einigen
Deutschen Vaterlandes vernichten , sie wird die Deutsche
Einheit zu einer Wahrheit machen und daS Vater¬
land vor Gräuel und Verwirrung bewahren.

Schon haben sich in allen Gegenden unseres
Vaterlands Vereine zu diesem Zwecke gebildet . Es
gilt jetzt, sie zu verbreiten und zu vereinen.

Der Unterzeichnete , aus mehr als 1000 Mitglie¬
dern bestehende Bürgelverein zu Kassel hat heute be¬
schlossen , sich an die leitenden Ausschüsse der in
Deutschland bestehenden nationalen Vereine mit dem
Ersuchen uni eine allgemeine Vereinigung für Deutsch¬
land zu wenden . Er fordert jetzt seine Mitbürger,
namentlich in Kurhesscn , auf , zu gleichem Zwecke zu
Vereinen zusammen zu treten.

Deßhalbige Zuschriften möge man einstweilen an
den Ausschuß richten . Den weiteren Erfolg seiner
Bemühungen wird dieser dann in kürzester Frist Lurch
Circularschreiben und öffentliche Bekanntmachung mil¬
theilen.

Kassel , den 7 . September 1848.
Für den Kasselschen Bürger - Verein:

Der beauftragte Ausschuß:
Alsberg . Hahndorf . l) r . Ad . Pfaff.

Scheller . Weibczahn.
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Kleine Chronik.
Auch dies Eine ist »oth . — Unser Consistorium,

welches sich jetzt der Schule besonders anzunehmen scheint, ja
nach der Meinung einiger Geistlichen zu sehr annimmt, hat den
Lehrern kürzlich eine bedeutende Gehaltserhöhung in nahe Aus¬
sicht gestellt. Da man jetzt anfängt, zu erkennen, daß wahre
Bildung für jeden Menschen von der höchsten Wichtigkeit sei,
so läßt sich mit Zuversicht erwarten, daß mit einer bedeutenden
Erhöhung auch wirklich eine bedeutende Erhöhung, wie sie die
Lehrer bedürfen und verdienen, gemeint sei. Ich möchte hier

^tcheß doch noch die Frage aufwerfen: Denkt man auch an die
als Hülfslehrcr anacstelltcn jungen Lehrer? Oder glaubt man
noch, daß für diese 30 Rthlr. ei» „nettes Kapitälchen" sei,
während ein Großknecht doch in Jeverland 80 Rthlr. verdient.
Muß bei einem solchen Gehalte der Berufseifcr nicht sogleich
erkalten? Kann man sich wundern, daß die jungen Lehrer so
wenig Lebeni» de» Conferenzen zeigen, wenn man bedenkt,
ßaß sie sich schon in ihren jungen Jahren mit Sorgen um den
nöthigen Unterhalt belastet fühlen, fast allen geselligen Freuden,
die für sie von so großer Wichtigkeit sind, entsagen müssen und
sich dennoch in ihrer Fortbildung des Geldes wegen gehemmt
sehen? Grade die besseren, die das Bedürfniß der Fortbildung
am tiefsten erkennen und fühle», werden am ersten mit ihrer
Lage unzufrieden sein müssen. Der junge Lehrer muß vor
Alien viel auf seine Bildung verwenden; er muß sich die nöthi-
gcn Lehrmittel, die wichtigsten Erzichungsschristen anschaffen,
Lehrergcsellschasten beiwohnen, Bildungs- und andern Vereinen
angehören und sich durch Reisen ausbilden können. Er muß
zuweilen heraus aus de» Büchern, hinaus in die Welt und
mit dem Bücherstudium das Weltstudium verbinden. So lernt
er fremde Ansichten kennen, gewinnt eigne Anschauungen und
Erfahrungen und bildet sich daraus seine eigne feste Ansicht.
Hierzu sind aber mehr als 30 Rthlr. , hierzu sind wenigstens
70 bis 80 Rthlr. für den Hülfslehrcr nöthig. — Doch ich
nehme hier für eine Einrichtung das Wort, welche eigentlich
der Vergangenheit angchörcn sollte. Das ganze Gchülfen- oder
Helferwcsen muß eigentlich aufhören; an die Stelle der jetzigen
Gchülfen müssen überall tüchtige und darum auch selbstständige
Lehrer treten, denn das jetzige Gehülfenwesen ist ein Hemm¬
schuh für die Volksbildung und somit auch für Vvlkswohlfahrt
und Nolkssreihcit. Auch in den Unterklassen dürfen keine sieb¬
zehnjährige Seminaristen, sondern müssen theoretisch und prak¬
tisch gebildete Lehrer sein, denn die Unterklasse verlangt grade
einen Erzieher; auch hier müssen die Lehrer als freie Männer
stehen, denn nur Freie können zur Freiheit erziehen; auch die
Unterklassen-Lehrer müssen wie die übrigen von der Gemeine
gewählt werden, denn auch zu ihnen muß sie Vertrauen haben
können. Eine solche Reform würde freilich mit bedeutenden
Kosten verbunden sein, doch mit ihr würden viele Ucbel aus
einmal aus dem Wege geräumt werden. Die Sorge für Volks¬
bildung ist ja auch vernunftgemäß die erste Aufgabe des
Staats , da ohne sic weder Freiheit noch Wohlfahrt bestehen
kann. Ein Thaler, den man hier zu erknausern sucht, muß
an Bettler und Verbrecher zehnfach wieder vergeudet werde».

ck.

Die Schweiz und die sächsische Schweiz.
(-Aus dem Frankfurter Convcrsations-Blatt.)
Ha ghört 's gcb' noch en Ländli Schwyz

Uf unscrs Herr Gott's Erde,
I frage gli: Wo us? Wo lit's?
Muß lucge, wic's mag werde.

Das Ländli mögt i ebbe gsch,
E Schwyz, sell wett' i, git's nit meh.

I griffe zue mim Wanderstab,
De Bündel ufcm Rukke,
Und lauf berguf und lauf bergab,
Und über Thal und Brukke,
Viel Tage und viel Stunde wit,
Bis endli 's Ländli vor mer lit.

Do standi denn am Prcbischthor,
Und lueg i's Ländli usc;
Viel Berge gseht me, sell tsch wohr,
Und Nebel, 's ischc Gruse!
Doch wie me lueg, und wie mer stand, —
Me isch doch nit im Schwyzerland.

Mer ghört kein Johle und kei G'lüt,
Kei Sec mag i erschaue;
En andri Sprvch und andri Lüt,
Und ach, ihr schöne blaue
Verguldti Gletscher, wie Krystall,
Umsonst suechi cu überall! —

Au das isch anders wie daheim—
Doch Hani nüt derwidcr—
Es folget Alles numme") Eim,
Er isch zwor guet und bieder;
Doch mir sys eben anders g'wohnt,
Wo d' Freiheit uf de Berge thront.

Jnveffe seyg cs, wie es will,
Es gsallt mer doch do obe,
Und will am Suntig fyrli- still
De Herr und Schöpfer lobe.
De zwor nur cimohld' Schwyz hat g'macht,
Deß Sunne doch zentumme*") lacht.

Hclvctius.

") nur.
"I überall.

*" ) Wir verdanken obiges Gedicht der freundlichen Mit-
theilung des Herrn August Boden, der dasselbe mit folgender
Anmerkung begleitet hat: „Dies Gedicht wurde in den zwanzi¬
ger Jahren von einem damals in Jena studircndcn, höchst ge¬
bildeten und cdeln Freund und Landsmann, dem leider schon
1837 verstorbene» Consistorialasscffor Hofprcdigcr Frerichs  zu
Oldenburg, auf einer Reise in die sächsische Schweiz aus einem
jener Bücher, wie sie in manche» Gegenden an merkwürdigen
Punkten für die Besucher zum Einschreiben ihrer Namen und
Gedanken auszuiicgcn Pflegen, abgeschriebcn und von ihm mir
mitgetheilt. Ich wüßte nicht, daß dasselbe schon bekannt.ge¬
worben wäre." D. Red. d. F. E. Bl.

Kirchen nach nicht.

Frühprcdigt: Herr Pastor Gröning. Ans. 8 Uhr.
Hauptpredigt: „ Pastor Jkcls von Heppens. „ 0^ „
Nachm.-Pred. : „ Candidat Arms. „ 2 „

Redacteur: I . Bartelmann. Verlag und Schnellpressendruckvon Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Stadt « ad Land.

Sechster Jahrgang.

Mittwoch, 27 . September. 1848 .

Landtagsverhan - lungerl.

Den 20. September.
Heute ward eine wahre Schlacht geliefert. ES

galt die Frage: vb direkte oder indirekte Wahlen?
Die Verhandlungen waren interessant, die Kämpfe
voller Leidenschaft. Wir haben schon früher unsere
Zweifel ausgesprochen, vb die Versammlungauch in
allen  Fragen die Prinzipien der Demokratieso ent¬
schieden anwendenwerde, wie der Exekutivegegen¬
über. Sie hat hier  entschieden nach dem Prinzip
der Zweckmäßigkeit,  indem sie die direktenWah¬
len verwarf. Hoffentlich wird dies Prinzip auch auf
andern Gebieten nicht vergessen werden; denn alle
Gebiete des Staatslebens fordern Rücksichtnahmeauf
die Zweckmäßigkeit. Die für direkte Wahlen ange¬
führten Gründe, daß die ganze Vvlksmassepolitisch
genug durchgebildet sei (Wibel„ Kloster), daß jeden¬
falls die Vernunft sich manifestiren werde (Dannen¬
berg), haben wenig Ueberzeugendes; es sind Hoffnun¬
gen und keine Gewißheiten, und ein Experiment ist
gefährlich. Direkte Wahlen, wie sie daS streng de¬
mokratischePrinzip fordert und immer gefordert
hat, haben überall ein Gegengewichtverlangt. ES
wäre thöricht, dies Gegengewichtin diesem Augen¬
blicke in der Regierung finden zu wollen, deren Macht,
so weit sich voraussehn läßt, keine sehr weite Gren¬
zen werden gezogen werden. So hat man denn zu
indirekten Wahlen gegriffen, welche, durch kein Prin¬
zip gerechtfertigt, nur ein Nvthbehelf kleiner Staa¬

ten sind, in denen nur Eine Kammer möglich ist,
und die doch Beschränkung deS Wahlrechtesdurch
den Census  als einseitigund ungenügend verwerfen.

Es ward namentlichabgestimmt. Die Abgeord¬
neten: Kitz, Lindemann, v. Lindern, Naehcr, Schulze,
v. Thünen, Vvlckers, Wibcl I. , Wibel II ., Böckel,
Braver , Kloster, Dannenberg und Görlitz, also 1.4
stimmten für,  die übrigen 20 Abgeordnetengegen
direkte Wahlen.

Dann ward noch festgesetzt, daß schon auf je 0000
Einwohner ein Abgeordnetergewählt werden solle,
ein Beschluß, der unseren vollen Beifall hat.

Den 2l . September.

Heute wurden die Art. 103— lio . ohne wesent¬
liche Acnderungangenommen.

Zum Art. lOö. erklärte man sich mit einem neuen
Anträge der Regierung einverstanden.

Zum Art. 108. ward noch bestimmt, daß schon
jede Gchaltsverbcsserung eines Beamten ihn zwingen
solle, die Stelle eines Abgeordnetenniederzulegen.
Die Versammlungschien auf diesen Art. viel Ge¬
wicht zu legen als Sicherheitsmittcl gegen die Re¬
gierung. Uns will der ganze Artikel als ein zwei¬
schneidiges Schwert erscheinen, welches von der Re¬
gierung auch gegen die Stände gebraucht werden
könnte.

Den 23. und 24. September
beschäftigte sich der Landtag mit der Birkenfelder
Frage, worüber die Entscheidung bis hiezu war auS-
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